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Am 7. Oktober 2001 marschierten die USA mit Unterstützung britischer Truppen in Afghanistan ein. Im Zuge der „Operation Enduring Freedom“ (ursprünglich „Operation Infinite Justice“) entmachteten die USA die herrschende Clique der Taliban, zerstörten Ausbildungslager der Terrororganisation Al‑Qaida in den Bergen von Tora Bora und setzten eine Interimsregierung unter Hamid Karzai ein, einem Waffenfinanzier der antisowjetischen Mujahedin und engen Vertrauten der CIA (Central Intelligence Agency).


Am 17. März 2003 marschierten die US-Truppen, wieder gemeinsam mit dem britischen Militär, in den Irak ein. Die „Operation Iraqi Freedom“ führte zum Sturz Saddam Husseins und der Baath Partei. Die USA setzen eine nationale Interimsregierung, den irakischen Regierungsrat unter Ahmad Chalabi, ein. Chalabi, ein in den USA ausgebildeter Bankier und führendes Mitglied des Irakischen Nationalkongresses (einer nationalistischen Gruppierung mit Sitz in London), ist ein Protegé hochrangiger Pentagon-Mitarbeiter.


Am 7. September 2003 bat Präsident Bush den Kongress, 87 Milliarden Dollar für die Operationen in Zentralasien und im Nahen Osten sowie den Wiederaufbau im Irak – zusätzlich zu den 79 Milliarden Dollar, die der Kongress bereits für die Militärkampagnen bewilligt hatte. Diese Ausgaben erfolgten vor dem Hintergrund des höchsten Haushaltsdefizits in der Geschichte der Vereinigten Staaten, das für das Jahr 2004 auf 500 Milliarden Dollar geschätzt wird (wobei man davon ausgeht, dass die Staatsverschuldung in den nächsten zehn Jahren auf fünf bis sechs Billionen Dollar ansteigen wird), vor dem Hintergrund einer tief in der Rezession steckenden Wirtschaft und 35 Millionen in Armut lebender Amerikaner. Ungeachtet dieser Tatsachen stimmte der Kongress nicht einmal zwei Monate später Bushs Forderungen zu.


Marc Herold, Professor an der Universität New Hampshire, schätzt, dass in Afghanistan von Oktober 2001 bis März 2002 zwischen 3.125 und 3.620 Zivilisten getötet wurden. Mehrere Dutzend US-Soldaten wurden von afghanischen Kämpfern oder von der eigenen Einheit getötet, viele mehr noch wurden verletzt. Am 19. Januar waren mehr als 500 US-Soldaten getötet worden. Seit dem Vietnamkrieg sind nicht mehr so viele Angehörige der amerikanischen Armee bei Konflikten ums Leben gekommen. Die offizielle Zahl der verwundeten US-Soldaten liegt bei über 1.000.1 Wie viele Angehörige irakischer Truppen von den amerikanischen und britischen Streitkräften getötet wurden, ist nicht bekannt, aber Beobachter schätzen ihre Zahl auf mehrere Tausend. Am 27. September 2003 veröffentlichte die unabhängige Organisation Iraq Body Count Schätzungen, denen zufolge bei der „Operation Iraqi Freedom“ zwischen 8.789 und 10.638 Zivilisten starben.

Nach Meinungsumfragen glaubt die Mehrheit der Amerikaner, dass die Bedrohung durch islamische Terroristen und Schurkenstaaten diese finanziellen und menschlichen Opfer rechtfertige. So sehr sind die Amerikaner von den Gespenstern von Terrorismus und Diktatur in Angst versetzt, dass sie offensichtlich Bushs Versprechen in seiner zweiten Debatte mit dem demokratischen Kandidaten Al Gore vergessen haben, er werde die Vereinigten Staaten nicht zum "hässlichen Amerikaner"
 machen, indem er sich in "nation-building" engagiere. Dagegen scheint es wahrscheinlich, oder man möchte das wenigstens hoffen, dass der Glaube der Mehrheit in Zweifel geraten wird im Angesicht der Tatsache, dass das Regime von Bush mit seinen Verbündeten, vorab Grossbritannien, Kriege beginnt für Ziele, die mit nationaler Sicherheit oder mit dem Wunsch, die Welt zu einem friedlicheren Ort zu machen, nichts zu tun haben. In diesem Kapitel werden mögliche andere Gründe für Bushs Kriege diskutiert und die wichtigsten Personen und Ideologien dargestellt, die die amerikanische Aussenpolitik im gegenwärtigen geopolitischen Zusammenhang bestimmen.

Die Nationale Sicherheitsstrategie

Die Bush-Regierung rechtfertigte die Militäraktionen in Afghanistan mit der Begründung, dass die Terrororganisation des saudischen Millionärs Osama bin Laden, Al‑Qaida, die man für die Angriffe auf die USA am 11. September 2001 verantwortlich machte, den Schutz der Taliban genieße. Die Invasion des Irak wurde mit zwei Behauptungen verteidigt: der Irak besitze Massenvernichtungswaffen, und die Baath-Partei habe Verbindungen zu Al‑Qaida.


Die Grundlage für die Interventionen wurde im September 2000 mit dem Bericht xxx Kursiv The National Security Strategy of the US of America xxx Ende (Die Nationale Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten von Amerika) gelegt. In diesem Dokument wurde die Präemptivschlagspolitik in Anlehnung an das Prinzip der vorbeugenden Selbstverteidigung erläutert. Die Präemptivschlagspolitik bedeutete eine drastische Änderung der bis dahin defensiven Haltung der USA. In der Vergangenheit waren nur schwerwiegende und unmittelbare Gefahren für die nationale Sicherheit Grund zur Selbstverteidigung. Während gerechtfertigte vorbeugende Selbstverteidigungsmaßnahmen eine glaubhafte und unmittelbare Bedrohung für die nationale Sicherheit voraussetzen, wird bei der präemptiven Selbstverteidigung eine potentielle oder wahrscheinliche Möglichkeit als ausreichende Legitimation betrachtet. Im Rahmen der neuen Politik genügt der offizielle Verdacht, dass ein Land Massenvernichtungswaffen zu erwerben trachtet, um militärische Maßnahmen zu rechtfertigen. Dementsprechend hieß es im Dokument: „Wir können es nicht zulassen, dass unsere Feinde zuerst angreifen.“


Unter Leitung der Nationalen Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice beschrieben die Autoren des Berichts die neue Verteidigungsphilosophie als „ausgeprägt amerikanischen Internationalismus“. In dem Bericht verpflichten sich die USA zum Einsatz des Militärs, um „freie und offene Gesellschaften“ dazu zu ermutigen, für die amerikanischen Werte und Ideale, vor allem für Privatbesitz, zu kämpfen und den „Kampf um die Zukunft der muslimischen Welt“ zu gewinnen. In der „Welt nach dem 11. September“ verknüpften die Politiker die Doktrin der Präemptivschläge mit den Imperativen des Regimewechsels und der "Nationenbildung". Demzufolge ist die Möglichkeit der Regierung, eine andere Regierung im Alleingang abzusetzen, eine Lösung für das angebliche Problem, das „Schurkenstaaten“ für die nationale Sicherheit darstellen.


In der gegenwärtigen Weltordnung ist das xxx Kursiv Jus Ad Bellum xxx Ende, das den Einsatz bewaffneter Streitkräfte regelt, fest verankert. Willkürliche und unilaterale Einsätze von Militär sind durch dieses Recht ausgeschlossen und der Gebrauch von Waffen ist auf Selbstverteidigung oder gemeinsame Entscheidungen der UN-Staatengemeinschaft beschränkt, um rechtswidrige Aggressionen zu verhindern. Zudem sollten Vergeltungsmaßnahmen eines Landes in einem angemessenen Verhältnis zu den Angriffen stehen. Ein weiteres anerkanntes Prinzip internationalen Rechts besagt, dass Selbstverteidigung zwar eine rechtmäßige Reaktion ist, solange man angegriffen wird, xxx Kursiv post facto xxx Ende jedoch nicht legitim ist: Sobald ein Angriff vorbei ist, ist auch Selbstverteidigung nicht mehr erlaubt.


Im Hinblick auf das xxx Kursiv Jus Ad Bellum xxx Ende ist Bushs Einmarsch in Afghanistan nach den Angriffen des 11. September höchst problematisch. Es mag ja sein, dass die Taliban, indem sie Terroristen Schutz gewährten, zu Komplizen der kriminellen Aktionen von Al-Qaida geworden sind, aber ein solches Verhalten genügt nicht, um die unmittelbare Verantwortung festzustellen, die militärische Vergeltung rechtfertigen könnte. Die Bush-Regierung hat nie eine zufriedenstellende Erklärung dafür geben können, warum es zur Ergreifung bin Ladens und zur Vernichtung Al‑Qaidas notwendig war, Regierungsgebäude, Infrastrukturen und Städte und Dörfer zu zerstören, was zum Tod von Tausenden von Zivilisten führte. Das Versprechen der USA an die UNO, die Militärschläge gegen die Taliban „mit chirurgischer Genauigkeit“ auszuführen, um „Kollateralschäden“ (ein militärischer Ausdruck für den Tod unschuldiger Zivilsten) gering zu halten, kann nicht über Bushs tragischen moralische Entgleisung und die Beugung des Völkerrechts hinweg täuschen. Zudem ließ die Zielerfassung zu wünschen übrig, Ziele wurden falsch identifiziert, Bomben wahllos abgeworfen, und der Einsatz von Munition wie Streubomben führte zu zahlreichen zivilen Opfern. Bis jetzt konnten mit Hilfe der Militärmaßnahmen aber weder bin Laden noch die meisten seiner hochrangigen Handlanger ihrer gerechten Strafe zugeführt werden. Wie der ehemalige Sonderberater Bushs, Richard Clarke, vor kurzem sagte, ist dies teilweise darauf zurückzuführen, dass Bush Mittel, die für die Verfolgung der Al‑Qaida bestimmt waren, für den Irakkrieg nutzte.2

Die Rechtfertigung des Einmarschs im Irak ist mindestens genauso problematisch. Aus Sicht des Weißen Hauses ist der Regimewechsel eine logische Konsequenz der präemptiven Selbstverteidigung. Wenn es ein Regime gibt, das Massenvernichtungswaffen und Abschussgeräte anstrebt, mit denen es in der Lage ist, die USA zu einem zukünftigen, wenn auch unbekanntem Zeitpunkt zu bedrohen, dann würden präemptive Selbstverteidigungsmaßnahmen als Mittel betrachtet, diese Möglichkeit zu verhindern. Während es zahlreiche historische Beispiele für vorbeugende Selbstverteidigung gibt, existieren nur sehr wenige für präemptive Selbstverteidigung (der bemerkenswerteste Fall war vielleicht der israelische Angriff auf den Atomreaktor Osirak am Rande von Bagdad 1981). Im Allgemeinen wird die Tatsache anerkannt, dass die internationale Gemeinschaft, die durch die UNO operiert, präemptiven Maßnahmen zustimmen muss, da das Völkerrecht Unilateralismus bei präemptiver Selbstverteidigung verbietet. Aus diesem Grund musste Bush die Zustimmung der UNO zu einem Angriff auf Bagdad einholen. Zusammen mit einigen wenigen anderen Ländern widersetzten sich die USA der Meinung der internationalen Gemeinschaft und marschierten ohne Zustimmung der UNO in den Irak ein.


Selbst wenn man das Völkerrecht ausklammert, waren die Beweise für die Notwendigkeit der präemptiven Maßnahmen im Irak unzureichend, unvollständig und in vielen Fällen erfunden. Es wurden weder Massenvernichtungswaffen noch funktionstüchtige Abschussgeräte gefunden, und glaubwürdige Beweise für die Existenz von Massenvernichtungswaffen hätten in jedem Fall xxx Kursiv vor xxx Ende dem Beginn von Militärmaßnahmen vorliegen müssen. Nach Meinung der internationalen Geheimdienste hat Saddam diese Waffen aber nach dem Ende des Irakkriegs 1991 vernichtet. Und die Begründung, die USA wären als Vergeltungsmaßnahme für den 11. September in den Irak einmarschiert, ist laut internationalem Recht nicht nur illegitim, sondern entbehrt auch jeden Beweises. Bei einem Treffen mit führenden Kongressabgeordneten am 17. September 2003 gab die Regierung zu, dass es nie Beweise gegeben hat, die Saddam mit den Anschlägen des 11. September in Verbindung bringen.


Wenn die Begründung der Bush-Regierung für die Invasion und Besetzung zweier Länder irrational erscheint, liegt das nur daran, dass die wahren Gründe für den Krieg nicht erkannt werden. Die eigentlichen Gründe für den Krieg waren (1) die Kontrolle über die Öl- und Gasvorkommen in zwei Regionen und (2) die Neuordnung der Machtverhältnisse im Mittleren Osten in der Absicht, die Bedingungen für die Beilegung des israelisch-palästinensischen Konflikts zu schaffen. Die materiellen und politischen Interessen, die die Politik des Weissen Hauses bestimmen, resultieren aus der religiösen Ideologie des Präsidenten, einer apokalyptischen Spielart des Christentums, die als Christlicher Zionismus bekannt ist. Sie wird der Öffentlichkeit durch geschickte Propaganda verkauft, die Karl Rove, Bushs wichtigster politischer Ratgeber, entworfen hat.

Gas und Öl

Um die Ziele von Bushs Außenpolitik richtig zu verstehen, muss man die zentrale Bedeutung der Abhängigkeit der USA von fossilen Brennstoffen mit einbeziehen. Die Hauptenergiequellen der USA sind Erdöl (30%), Erdgas (24%) und Kohle (23%). Amerikaner verbrauchen täglich mehr als 21 Millionen Fass (3,4 Milliarden Liter) Erdöl, mehr als in irgendeiner anderen Region der Welt.3 Mit der Öl- und Gasförderung im Inland kann dieser Bedarf nicht gedeckt werden. Die USA sind also geradezu gezwungen, billige und stets verfügbare Quellen fossiler Brennstoffe zu sichern, umso mehr als die Regierung den Gas- und Ölkonzernen verpflichtet ist (viele Mitglieder der Bush‑Regierung gehören zu den bedeutendsten Vertretern der auf fossilen Brennstoffen basierenden Industrien).


In der Region um das Kaspische Meer (Aserbeidschan, Kasachstan, Turkmenistan, Usbekistan) lagern - sieht man vom Mittleren Osten einmal ab – die größten nachgewiesenen Vorkommen von Erdgas und Öl der Welt. Zentralasien verfügt über 40% der weltweiten Gas- und 6% der Ölvorkommen (zehn Billionen Kubikmeter bzw. 18 Billionen Liter). Die USA verfolgen nicht nur schon lange das Ziel, diese Reserven für den eigenen steigenden Energiebedarf zu sichern, sondern betrachten es außerdem als notwendig, den Transport zu kontrollieren4, da so die Preise kontrolliert und die Vormachtstellung der OPEC (Organisation der erdölproduzierenden Länder) untergraben werden können.


Die US-amerikanischen Interessen an Gas und Öl in Zentralasien wurden beim Rückzug des russischen Militärs aus Afghanistan 1989 und dem plötzlichen Zusammenbruch des sowjetischen Systems 1991 offensichtlich. Schon 1992 kontrollierten die Unternehmen Amoco, ARCO, British Petroleum, Exxon-Mobil, Pennzoil, Phillips, TexacoChevron und Unocal, die ihren Sitz zum großen Teil in den USA haben, die Hälfte aller Gas- und Ölinvestitionen in der kaspischen Region.5 


Die Einzelheiten sind aufschlussreich. Innerhalb von weniger als fünf Jahren nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion nahm Unocal zusammen mit Delta Oil (Saudi-Arabien), Gazprom (Russland) und Turkmenrozgas (Türkei) Verhandlungen mit verschiedenen afghanischen Gruppen auf, um sich das Recht auf den Bau einer transafghanischen Pipeline zu sichern, über die fossile Brennstoffe vom Kaspischen zum Arabischen Meer transportiert werden sollten. Unocal arbeitete bei der Planung der Pipeline eng mit den Taliban zusammen, um „diese hinsichtlich der Vorzüge einer solchen Pipeline für dieses überaus arme und kriegsgebeutelte Land aufzuklären“, so eine Erklärung der Firma. Unocal zog sich jedoch im Dezember 1998 aus dem Konsortium zurück und nennt „die sich drastisch verschlechternde politische Lage in der Region“ und die Weigerung der USA und der UNO, die Taliban als rechtmäßige Regierung Afghanistans anzuerkennen, als Gründe für den Ausstieg.6 Nachdem die USA in Afghanistan einmarschiert waren, das Taliban-Regime gestürzt und eine Marionettenregierung eingesetzt hatten, nahmen die Ölkonzerne, Übergangspräsident Hamid Karzai und der Minister für Industrie und Minen Mohammad Alim Razim im Frühjahr 2002 die Gespräche über das Pipelineprojekt wieder auf. Razim erklärte, Unocal wäre der Spitzenkandidat bei der Auftragsvergabe zum Bau einer Pipeline aus Mitteln für den Wiederaufbau Afghanistans – Mittel, die von US-amerikanischen Steuerzahler finanziert werden.


Von entscheidender Bedeutung für diese Verhandlungen war Zalmay Khalilzad, der in Afghanistan geborene US-Gesandte für Kabul. Als Sondergesandter erstattet er angeblich Außenminister Colin Powell Bericht. Als Mitglied des Nationalen Sicherheitsrates (NSC) und als Sonderbeauftragter des Präsidenten für Südwestasien, den Nahen Osten und Nordafrika, berichtet er jedoch der Vorsitzenden des NSC Condoleezza Rice. Khalilzad hatte zuvor bereits viele Jahre für republikanische Regierungen gearbeitet.7 Zudem war er Lobbyist der Taliban. 


Als Al‑Kaida im August 1998 angeblich Bombenattentate auf die US-Botschaften in Kenia und Tansania verübte, änderte Khalilzad prompt seine Meinung über die Taliban. In einem viel gelesenen Artikel legte er die Standpunkte dar, die zu den Schlüsselelementen von Bushs Politik in Bezug auf Afghanistan werden sollten. Er schrieb, dass Regierungsmitarbeiter unter Clinton 1994 und 1995 „die Bedrohung [die Taliban] für die Stabilität in der Region und die Interessen der USA“ unterschätzt hätten, und bemerkte, dass die Bedeutung Afghanistans „in den kommenden Jahren wahrscheinlich wachsen wird, wenn die zentralasiatischen Öl- und Gasreserven, die Schätzungen zufolge größer als die Vorkommen in der Nordsee sind, anfangen, auf dem Weltenergiemarkt eine wichtige Rolle zu spielen.“ Afghanistan würde, wenn man das richtig anginge, dann als „Energiekorridor“ dienen.8 Neben Khalilzad wurden auch die großen Ölkonzerne auf die Bedeutung Afghanistans aufmerksam. Dank der „Operation Enduring Freedom“ sind sie heute in Zentralasien politisch und wirtschaftlich etabliert.

Die zweitgrößten nachgewiesenen Ölvorkommen der Welt lagern im Irak (nur Saudi-Arabiens Vorkommen sind noch größer). 1978 prahlte Saddam Hussein, damals Vizepräsident des Irak: „Eines der beiden letzten geförderten Fass Öl muss aus dem Irak kommen.“ Noch im Frühjahr 2002 bezogen die USA täglich 127 Millionen Liter Öl aus dem Irak. Das Land war damit der sechstwichtigste Öllieferant Nordamerikas. Als Bush angesichts der Differenzen mit dem Regime Saddam Husseins mit dem Säbel rasselte, verlegten sich die Erdölkonzerne auf andere Quellen, so dass die irakischen Exporte um 70% zurück gingen. Dabei sahen die Konzerne voraus, dass das Öl wieder fließen würde, wenn sich die Spannungen gelegt hätten und die UN-Sanktionen wieder aufgehoben wären, was auch zu einem niedrigeren Ölpreis führen würde. Und ein niedrigerer Ölpreis war absolut notwendig. Der Rohölpreis war von 1997 bis 2000 von zehn Dollar auf 30 Dollar pro Barrel (159 Liter) gestiegen. Man ging damals davon aus, dass die Preise auf diesem Niveau stabil bleiben würden, wenn sich die Struktur der Weltölmärkte nicht verändern würde. Die Aussicht auf eine gewaltige und billige Brennstoffquelle veranlasste auch russische, europäische und chinesische Unternehmen, vor dem Krieg Verträge mit dem Regime im Irak zu verhandeln oder abzuschließen. 9
Sehr zum Leidwesen dieser Länder plante die Bush‑Regierung jedoch Saddams Beseitigung. Die Verträge, die andere Länder mit dem Irak ausgehandelt hatten, wurden durch den Sturz der Baath-Partei ungültig. Der ehemalige Chef der CIA, James Woolsey, warnte: „Wenn sich [diese anderen Länder] mit Saddam zusammentun, wird es schwierig, wenn nicht unmöglich, die neue irakische Regierung zu überzeugen, mit ihnen zusammenzuarbeiten.“10 Faisal Qaraghoil, Chef des Londoner Büros des Irakischen Nationalkongresses (INC), erklärte, dass die neue irakische Regierung an zuvor verhandelte Verträge nicht gebunden sei. Der Chef des INC, Ahmed Chalabi, sagte, ein Konsortium unter Leitung der USA würde die irakischen Ölfelder erschließen. Vom Standpunkt der amerikanischen Energieinteressen betrachtet war der Krieg also notwendig, um die Kontrolle der USA über irakisches Öl zu erlangen und die Weltölpreise zu stabilisieren.

Wolfowitz und Perle: Ariks amerikanische Front

„Ariks Amerikanische Front" ist die treffende Bezeichnung, die die xxx Kursiv Jerusalem Post xxx Ende den neokonservativen Mitarbeitern im Zentrum der Macht in Bushs Weißem Hauses verliehen hat.11 Vor allem Paul Wolfowitz und Richard Perle werden als wichtige Mitglieder von Sharons Organisation in Washington genannt. Daher soll diesen beiden Beamten hier etwas mehr Aufmerksamkeit eingeräumt werden.

Wolfowitz war lange im öffentlichen Dienst in den USA tätig. Von 1977 bis 1980 war er unter Carter als beigeordneter Stellvertreter des Verteidigungsministers für regionale Programme zuständig. 1981 bis 1982 war er unter Reagan Chef des „Policy Planning Staff“ des Außenministeriums und hatte grossen Einfluss auf Reagans Strategie im Kalten Krieg. Von 1989 bis 1993 war er unter Bush Senior Staatsekretär für Verteidigung. Gegenwärtig ist Wolfowitz stellvertretender Verteidigungsminister unter Bush Junior. Eine ihm unterstehende Abteilung des Pentagon, das „Office of Special Plans“ (OSP), erarbeitete viele der Informationen, die sich in dem kontroversen Manuskript von Powell wiederfanden, welches er am 5. Februar 2003 vor dem UN-Sicherheitsrat vortrug. Zudem veranlasste Wolfowitz das OSP, Zweifel an den Geheimdienstinformationen über den Irak zu zerstreuen.


2002 erhielt Wolfowitz den „Henry M. ‚Scoop’ Jackson Distinguished Service Award“ (Auszeichnung für besondere Dienste) des Jewish Institute for National Security Affairs (Jüdisches Institut für nationale Sicherheitsfragen). In den 70er und frühen 80er Jahren war Senator Jackson unter den Demokraten der überzeugteste Falke und der Rüstungsindustrie derart zugeneigt, dass seine Kollegen ihm den Spitznamen „Senator from Boeing“ (Senator von Boeing) gaben. Seine außenpolitischen Auffassungen wurden von seinem Verständnis von Israels Krieg gegen Palästina bestimmt. 1979 beschrieb Jackson bei einer vom Jonathan Institute finanzierten Konferenz über internationalen Terrorismus diesen als „eine moderne Form der Kriegsführung gegen liberale Demokratien“. Das Ziel dieser Kriegsführung sei „die Zerstörung demokratischer Strukturen“. Jackson lobte Israels Unterdrückung der palästinensischen Terroristen: „Indem sich Israel selbstständig gegen den Terrorismus verteidigt, inspiriert der israelische Mut alle freiheitsliebenden Menschen in der ganzen Welt“. Er lehnte die Ansicht, dass Terroropfer mit den Terroristen verhandeln sollten, ab und erklärte mit Bezug auf die Ziele der PLO: „Darauf zu bestehen, dass freie Nationen mit terroristischen Organisationen verhandeln, muss unweigerlich dazu führen, dass letztere gestärkt und erstere geschwächt werden.“ Zudem lehnte Jackson einen palästinensischen Staat ab: „Eine auf Terrorismus basierende Bewegung mit einem eigenen Staat zu belohnen, würde die moralische Autorität zunichte machen, die den Bemühungen freier Nationen im Kampf gegen den Terrorismus zurecht zugrunde liegt.“


Während der 70er Jahre wurden Jackson und sein Anhang immer mehr enttäuscht von der Demokratischen Partei. Die Demokraten waren von der Konfrontation mit dem Terrorismus abgerückt und versuchten stattdessen, den Quellen der Konflikte beizukommen, die sie für die Ursachen des Terrorismus hielten. Nach Meinung der Falken ließ diese Position des "beschuldige zuerst Amerika" keinen anderen Schluss zu, als jene Staaten zur Rechenschaft zu ziehen, die zu Zielen des Terrorismus geworden waren. Die Öffentlichkeit würde so dazu gezwungen, die Möglichkeit zu erwägen, dass Terrorismus eine Reaktion unterdrückter Völker auf Kolonialismus und Imperialismus sei. Diese neue Haltung innerhalb der Partei veranlasste viele Befürworter Jacksons, einschließlich Elliot Abrams, Douglas Feith, Frank Gaffney, Jeane Kirkpatrick und vor allem Wolfowitz und Perle, zu den Republikanern zu wechseln, und so Ämter unter Reagan und Bush anzutreten. 


Wolfowitz nutzte die Verleihungszeremonie als Gelegenheit zu demonstrieren, dass Bush in die Fußstapfen von Jackson trat, des Helden der israelischen Hardliner. Er beschrieb ihn als Führungspersönlichkeit, „die fest entschlossen ist, sich in pragmatischen Schritten strategisch auf ein Ziel zu zu bewegen, das ängstliche Naturen als visionär verspotten würden.“ Jackson „wäre stolz und erfreut gewesen, unseren Präsidenten zu kennen.“ Dabei rügte Wolfowitz die Medien, die Bushs inneren Kreis als Falken bezeichneten, und bemerkte, dass Jackson diesen Begriff abgelehnt hatte. „Ich will nur nicht, dass mein Land eine Taube ist“, soll Jackson einmal gesagt haben. Auch in seiner Ablehnung der Appeasement-Politik stimmt Wolfowitz mit Jackson überein. „Freiheit kann von den Ängstlichen, die alle Risiken scheuen, nicht verteidigt und kaum vorangebracht werden“, so Wolfowitz. „Und sie kann nicht vorangebracht werden, wenn wir glauben, dass üble Diktatoren ohne zumindest die Androhung von Gewalt zu friedlichen Mitteln bewegt werden können.“


Bereits seit mehr als zehn Jahren bemüht sich Wolfowitz, die amerikanische Außenpolitik stärker auf einen aggressiven Imperialismus auszurichten. 1992 bat Verteidigungsminister Dick Cheney Wolfowitz und den Vorsitzenden des Generalstabs Colin Powell, verschiedene Versionen der Direktive „Defense Planning Guidance“ (Leitlinien zur Verteidigungsplanung) auszuarbeiten. Cheney war begeistert von der Grösse von Wolfowitz’ Denkweise, die sich in seiner Version des Dokuments widerspiegelte. Wolfowitz kritisierte darin das Vorgehen von Bush Senior im Irakkrieg von 1991 und hielt die Tatsache, dass Saddam Hussein weiterhin regierte, für einen Beweis dafür, dass Bush den Krieg zu früh beendet hatte. Er schlug einen Eingriff des US-Militärs im Irak vor, um den USA freien Zugang zu Rohstoffen, vor allem zu Öl, zu garantieren, und die Bedrohung durch Terroristen und Massenvernichtungswaffen zu beseitigen. Wolfowitz empfahl außerdem, „dass nach dem Niedergang der Sowjetunion der Grundsatz der USA lauten muss, sicherzustellen, dass keine andere Supermacht als Konkurrenz zur aufgeklärten Herrschaft der USA über die Welt entsteht.“ Um dieses Ziel zu erreichen, forderte Wolfowitz „präemptive Angriffe und Ad-hoc-Koalitionen.“ Zudem müssten die USA bereit sein, allein aktiv zu werden, wenn „gemeinsame Aktionen nicht durchführbar sind.“12
Obwohl Bush Senior sich 1992 Powells pragmatischerem Plan anschloss, glaubten sich Cheney und Wolfowitz ganz nah an der Verwirklichung ihres Traums des xxx Kursiv Pax Americana xxx Ende in einer zweiten Amstzeit Bushs. Jedoch machte eine lange und schwerwiegende Wirtschaftskrise Bushs Beliebtheit aus Kriegszeiten zunichte. Zum Entsetzen der Neokonservativen wählten die Amerikaner 1992 den Gouverneur von Arkansas, Bill Clinton, zum Präsidenten. Die Neokonservativen hatten damit die Macht verloren. Da sie nicht nur darauf warten wollten, dass die nächste republikanische Regierung ins Amt gewählt würde, gründeten Wolfowitz und einige andere Intellektuelle 1997 die Denkfabrik „Project for a New American Century“ (PNAC). Ihr Ziel war es, „Argumente und Unterstützung für die Führungsrolle der USA in der Welt zu sammeln“. Hochrangige Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Politik und Militär schlossen sich PNAC an, darunter Elliot Abrams (unter Reagan im Außenministerium), Cheney, Frank Gaffney (Präsident des Zentrums für Sicherheitspolitik), William Kristol (Dan Quayles Stabschef und Herausgeber des konservativen xxx Kursiv Weekly Standard xxx Ende) sowie Donald Rumsfeld. Mächtige Wirtschaftsinteressen gaben PNAC ihre Unterstützung.13
PNAC erschien 1997 mit einem Dokument, das von den USA verlangte, sie sollten „ihren Platz in der Geschichte als herrschende globale Macht einnehmen und durch Tapferkeit und Zielstrebigkeit Größe erlangen.“ In ihrer Grundsatzerklärung fragte PNAC: „Sind die USA entschlossen, das neue Jahrhundert zugunsten der amerikanischen Prinzipien und Interessen zu gestalten?“, und bezweifelte dies und klagte: „Scheinbar haben wir die wichtigsten Elemente des Erfolgs der Reagan-Regierung vergessen“. Diese Elemente seien ein „starker Militärapparat, der sowohl den gegenwärtigen als auch zukünftigen Herausforderungen gewachsen ist; eine Außenpolitik, durch die die amerikanischen Prinzipien im Ausland mutig und zielbewusst gefördert werden; und eine nationale Führung, die die globale Verantwortung der USA akzeptiert.“

In einem offenen Brief an Präsident Clinton vom 19. Februar 1998 argumentierten Wolfowitz, Perle, Feith und Wurmser gemeinsam mit Rumsfeld, Abrams, Kristol, John Bolton (derzeit Unterstaatssekretär für internationale Sicherheit), Frank Carlucci (Reagans Verteidigungsminister), Richard Armitage (derzeit stellvertretender Aussenminister) und andere, dass "Saddam überwätigt werden muss". Der Brief versicherte, dass die durch Saddam verursachte "Gefahr" nicht "durch eine Politik des Eingrenzens mit Mitteln begrenzter Sanktionen und Ermahnungen ausgeschaltet werden könne". Sie verlangten vom Weissen Haus "die Führerschaft, die erforderlich ist, um uns und die Welt von der Geissel Saddam und von den Massenvernichtungswaffen zu befreien, die zu vernichten er sich weigert".


2000 veröffentlichte PNAC den Bericht xxx Kursiv Rebuilding America’s Defense xxx Ende (Wiederaufbau der amerikanischen Verteidigung), der zur Vorlage für Bushs oben erwähnte xxx Kursiv Nationale Sicherheitsstrategie xxx Ende wurde. Diesem Bericht zufolge haben die USA „jahrzehntelang versucht, eine beständigere Rolle in der Sicherheit der Golfregion zu spielen. Der ungelöste Konflikt im Irak liefert zwar die unmittelbare Legitimation für die Stationierung amerikanischer Truppen. Die Notwendigkeit dazu ergibt sich aber aus mehr als nur dem Regime von Saddam Hussein.“ Die Unterwerfung der Region erforderte stabilere Militärstützpunkte, von denen aus man in den verschiedenen Ländern aktiv werden konnte. Die Stationierung von Einheiten in Saudi-Arabien war laut PNAC aufgrund der „heiklen Lage im Inland“ problematisch geworden. Hinzu kam, dass nach der Entmachtung von Saddam „der Iran eine ähnliche Gefahr darstellen könnte.“ 


Der Wahlskandal, aus dem Bush 2000 als Präsident hervorging, lieferte den Neokonservativen genau das, worauf sie gewartet hatten: einen in Ideologien verhafteten Präsidenten, der ihren Ideen zugetan war. PNAC hatte sein Leute gut plaziert. Die Regierung berief Wolfowitz auf seinen jetzigen Posten. Unter Leitung von Donald Rumsfeld schuf das Pentagon das „Defense Policy Board“ (DPB), eine angeblich informelle Arbeitsgruppe, die sich aus ehemaligen Regierungsmitarbeitern und Militärexperten zusammensetzt, und als Beraterorgan in Verteidigungsfragen fungiert. Richard Perle wurde zum Vorsitzenden ernannt und damit erhielt PNAC unmittelbaren Zugang zur Exekutive.14 Laut xxx Kursiv Time Magazine xxx Ende drängte Wolfowitz, der nicht auf eine zweite Legislaturperiode Bushs setzte, das Weiße Haus unmittelbar nach den Angriffen auf das World Trade Center und das Pentagon zu einem Krieg gegen den Irak.15 Er musste sich bis nach dem Einmarsch in Afghanistan gedulden, aber schließlich bekam er, was er sich so lange gewünscht hatte: den Sturz Saddam Husseins, die Besetzung des Irak und den Abzug der Militärstützpunkte aus Saudi-Arabien.


2002 schrieb die xxx Kursiv Jerusalem Post xxx Ende über Wolfowitz’ Auszeichnung und nannte ihn „einen der wichtigsten Planer des US-Kriegs gegen den islamischen Terrorismus,“ einen Kriegsfalken, der „wie viele andere erfolgreiche Strategen zu den Schülern von Henry Jackson gehört.“ Die Neokonservativen „erkennen realistischerweise die Tatsache an, dass sich die USA als Land der Freiheit in einem niemals endenden Kampf gegen Bewegungen und Ideologien befinden, die Unschuldige töten und Freiheit unterdrücken." Woher kam solcher Realismus? "Als ihr Lehrer machte Henry Jackson deutlich, dass die Inspiration für das, wofür diese Strategen standen, sich aus dem ableitete, was man in Israel beobachtete und daraufhin nachahmte. Was diese Männer vor dreißig Jahren so faszinierte, ist das Vermächtnis des jüdischen Staates, ja des jüdischen Volkes als Einzelkämpfer gegen den Terrorismus, der auf unschuldige Zivilisten abzielt. Durch Israels Kampf erkannten sie, dass der Terrorismus, genau wie der Kommunismus – die größte Bedrohung jener Zeit – bedingungslos bekämpft werden muss.“16 


Perle, der sowohl von seinen Gesinnungsgenossen als auch seinen Gegnern als „Fürst der Dunkelheit“ bezeichnet wird, kämpfte 30 Jahre lang im Verborgenen an vorderster Front der Außenpolitik, die sich mit dem Nahen Osten beschäftigt. Wie Wolfowitz gehörte auch Perle zu jenen Bewunderern Jacksons, die ihre politische Laufbahn vor den Karren der konservativen Republikaner spannten: Von 1981 bis 1987 arbeitete er unter Reagan als stellvertretender Verteidigungsminister für Internationale Sicherheitspolitik. Während der 80er Jahre kritisierte Perle die Regierungen unter Reagan und Bush wegen ihrer Unterstützung Saddams im irakisch-iranischen Krieg. Bereits1991 sprach er sich für den Sturz von Saddam Husseins Regime aus. Bis vor kurzem war Perle Vorsitzender des DPB.17 Des Weiteren war er Mitglied in einigen elitären, regierungsunabhängigen Organisationen wie dem Council on Foreign Relations (CFR), dem American Enterprise Institute (AEI) und dem Jewish Institute for National Security Affairs (JNSA).


Seine aggressive Vision vom Mittleren Osten verfolgte Perle, indem er für verschiedene Länder auf beiden Seiten des Atlantiks arbeitete. 1996 verfasste er, als er zusammen mit Douglas Feith, dem gegenwärtigen Untersekretär für Verteidigung, und David Wurmser, dem gegenwärtigen Sondergesandten im Außenministerium, als Mitglied des bekannten israelischen Think Tanks „The Institue for Advanced Strategic and Political studies“ (IASPS) tätig war, den Bericht xxx Kursiv A Clean Break: A New Strategy für Securing the Realm xxx Ende (Ein glatter Bruch: Eine neue Strategie zur Sicherung des Landes) für die israelische Likud-Partei, Israels führende rechte Partei. In diesem Bericht wurde dem damaligen Premierminister Benjamin Netanyahu dazu geraten, sich von den Osloer Vereinbarungen loszusagen. 1997 legte Douglas Feith mit xxx Kursiv A Strategy for Israel xxx Ende (Eine Strategie für Israel) den Folgebericht vor und argumentierte, dass Israel die von den palästinensischen Behörden kontrollierten Gebiete erneut besetzten sollte. „Das Blut, das dabei fließen wird, wäre ein hoher Preis“, so Feith, jedoch wäre ein solches Vorgehen, notwendig, um die Lage zu „entgiften“. Feiths Meinung nach war dies „der einzige Weg, der aus dem Osloer Netz herausführt“. Feith stellte in diesem Bericht außerdem eine Verbindung zwischen der ablehnenden Haltung Israels gegenüber dem Friedensprozess und der Besessenheit der Neokonservativen von Saddam Hussein und dem Regime der Baath-Partei her. „Saddam zu entmachten“, schrieb Feith, ist „ein wichtiges strategisches Ziel Israels.“

Gemeinsam rieten Wolfowitz und Perle dem Weißen Haus, die Theorie der früheren Regierung aufzugeben, dass eine Reduktion des jüdisch-muslimische Antagonismus die Unterstützung für einen Angriff auf den Irak mehren würde. Sie vertraten die Meinung, dass man Regimes, die Beihilfe zum Terrorismus leisten, im Alleingang begegnen sollte. Sie brachten Saddam mit terroristischen Gruppen in Verbindung, die in Palästina agierten, und behaupteten, „so lange Saddam an der Macht ist, haben Terroristen ein Versteck.“18 Eine große US-amerikanische Zeitung berichtete, Perle hätte der Regierung geraten, Sharon bei der Unterdrückung Palästinas „volle Unterstützung zuzusichern.“ „Wir müssen dafür sorgen, dass der größtmögliche Druck auf Arafat, nicht auf Israel lastet,“ so Perle.19 Die Unterstützung für Sharon war also eine Ursache für die veränderte Politik Bushs gegenüber dem Irak, und nicht etwa ihr Ergebnis. 


Sharon und seine Berater übten Einfluss auf Washington aus, um die Definition von Terrorismus auch auf Gruppen und Staaten auszudehnen, die entschlossen sind, Israel zu zerstören. Bush und Sharon „teilten ihre Besorgnis über die Gefahr, die vom Terrorismus und der vom Irak und Iran betriebenen Entwicklung von hochentwickelten Waffen ausgeht.“20 Diese Taktik war sehr klug, fand die israelische Presse, da sie Bush den Spielraum verschaffte, den er zur Verfolgung seiner Nahostpolitik benötigte, während er gleichzeitig den Schein wahren konnte, sich nicht in den israelisch-palästinensischen Konflikt einzumischen. Mit Hilfe dieser Strategie konnten außerdem die Liberalen manipuliert werden, deren Beschwerden über Bushs Zurückhaltung dazu führten, dass die Öffentlichkeit glaubte, er würde sich tatsächlich zurückhalten. So formuliert, schrieb Zacharia in der xxx Kursiv Jerusalem Post, xxx Ende konnte Sharons Botschaft „zum Sieg von Wolfowitz’ Lager führen“. 21

Nachdem Washington grünes Licht gegeben hatte, verstärkte Israel nicht nur die Operationen auf palästinensischem Gebiet, sondern auch die Kampfhandlungen gegen den Libanon und Syrien. Genau das hatten sich die Neokonservativen erhofft. Schon im Dezember 2001 forderte Perle Israel auf, das Bekaa-Tal im Libanon und das Hauptquartier der Hamas in Damaskus zu bombardieren. Dadurch, dass sich die USA aus dem Konflikt zurückzogen, konnte Sharon nicht nur Arafat außer Gefecht setzen, sondern auch die Konflikte in den Nachbarländern ausweiten. Bereits bei seinem Amtsantritt verfügte Sharon über eine gut durchdachte Strategie zur Verhinderung des Friedensprozesses im Nahen Osten. Beobachter in den USA erkannten dies nicht von Anfang an, sondern interpretierten Sharons Streitlust vor den Wahlen als Eigenschaft eines primitiven, palästinenserfeindlichen Eiferers. Tatsächlich aber hatte Sharon, indem er die Al-Aksa-Moschee auf dem Tempelberg in Jerusalem besichtigte, Bedingungen geschaffen, unter denen die zunehmende Repression in den besetzten Gebieten gerechtfertigt werden konnte. Dieser umstrittene Besuch löste die zweite Intifada aus und damit eine Welle extremer Gewalt, die seit Jahren andauert. Die israelische Regierung zog sich unter dem Vorwand der Intifada aus dem Friedensprozess zurück und leitete eine massive Militärkampagne gegen die Palästinenser ein. Was damals als Ignoranz und Intoleranz bewertet wurde, war in Wirklichkeit ein brillanter strategischer Schachzug eines konservativen Hardliners, der entschlossen war, den Osloer Schnitzer wieder gutzumachen.

Frances Fitzgerald bemerkte 2002: „Rumsfeld und Wolfowitz forderten schon Jahre bevor Bush sein Amt antrat [Saddams] Sturz mit der Begründung, dass er eine Gefahr für die Region, und insbesondere für Israel darstelle.“22 Fitzgerald zitierte eine Podiumsdiskussion am Washington Institute, bei der Wolfowitz im Juni 1999 seine Ansichten über die Zusammenhänge zwischen dem Irak und dem Friedensprozess erläuterte. Wolfowitz glaubte, der Einmarsch von George Senior im Irak hätte einen Atomkrieg zwischen dem Irak und Israel verhindert, und dass „Jassir Arafat gezwungen sein wird, Frieden zu schließen, wenn radikale Alternativen wie der Irak nicht mehr existieren.“ Wolfowitz führte weiter aus: „Wenn die USA den Friedensprozess wirklich voranbringen wollen, müssen sie Saddams Niedergang beschleunigen.“ Auch Perle drückte sich in diesem Zusammenhang klar aus: „Wir sollten nicht warten. Wir sollten den Irak zur Strecke bringen.“ Warum? „Die Entmachtung Saddams wäre ein immens wichtiger Schritt für den Friedensprozess. Wir müssen entschieden handeln, und wenn wir dies tun und dabei erfolgreich sind, werden sich uns weitere Möglichkeiten eröffnen, andere Dinge in der Region anzugehen.“23 
Bei der im Frühjahr 2002 abgehaltenen Konferenz „America and Israel Standing Together Against Terrorism“ des American Israel Public Affairs Committee (AIPAC) (Amerikanisch-israelischer Ausschuss für öffentliche Angelegenheiten), bei der die Hälfte des US-Senats und neunzig Mitglieder des Repräsentantenhauses anwesend waren, sagte der ehemalige israelische Premierminister Benjamin Netanyahu: „Niemals hat Israel im Weißen Haus einen besseren Freund als George W. Bush gehabt.“ An der Konferenz nahmen 13 höhere Beamte der Regierung teil. Die Tagesordnung, die AIPAC-Mitarbeiter den Delegierten aushändigten, gab Sharons Botschaft wieder, dass er „seinen Teil des Krieges gegen den Terrorismus führt.“24 Unter anderem war darin zu lesen, dass „die USA und Israel Opfer gut organisierter und finanzierter extremistischer Organisationen sind“, und dass „Israel sich so gewiss gegen diesen Terrorismus verteidigen muss, wie die USA Al‑Qaida und andere terroristische, weltweit agierende Gruppen, bekämpfen und vernichten müssen.“


Präsident Bush und sein Beraterstab kehrten Clintons Friedensstrategie erfolgreich ins Gegenteil. Mit der neuen Mittelostpolitik wurde das Augenmerk auf die palästinensischen Behörden gerichtet, so dass Bush und das Außenministerium sich aus dem Friedensprozess zurückziehen und Sharon in seiner Weigerung unterstützen mussten, mit den Palästinensern zu verhandeln, während der Konflikt weiter anschwoll. Sharon nutzte jede Gelegenheit, seinen Standpunkt erneut zu betonen: Er würde niemals mit den Palästinensern verhandeln, solange die Angriffe gegen Israel nicht beendet würden. Bei ihren Treffen einigten sich Bush und Sharon auf die gemeinsame Position, dass Verhandlungen erst nach Beendigung der Gewalt wieder aufgenommen würden. Sharon tat das Seinige, um sicher zu gehen, dass die Gewalt nicht abnehmen würde, und ließ zum Beispiel erst vor Kurzem den Mamas‑Führer Scheich Ahmed Yassin ermorden.

Gottes Mann der Stunde
Warum unterstützt Bush all das? Zum einen natürlich das Öl. Aber warum sollte ein evangelischer Christ aus Crawford, Texas den Wunsch der Neokonservativen, die Macht des israelischen Staates zu festigen, unterstützen? Die Ablehnung der Osloer Verträge zur Lösung des Nahostkonflikts zeugt von einer besonderen Ausprägung des Christentums, der des christlichen Zionismus, der auch Bush anhängt. Christliche Zionisten glauben, dass Israel wieder in seinen biblischen Grenzen hergestellt sein muss, bevor Jesus auf die Erde kommen kann, um die Seelen der Gläubigen zu retten.


Diese Auffassung wird auch von zahlreichen Kongressabgeordneten vertreten. Angeführt von Mehrheitsführer Tom Delay, Texas, forderten evangelische Regierungsmitglieder, dass Washington es Israel erlauben müsse, seine biblische Bestimmung zu erfüllen. Senator James Inhofe erklärte im Senat: „In der Bibel steht: Und Abraham zog weiter mit seinem Zelt und kam und wohnte im Hain Mamre, der bei Hebron ist, und baute dort dem Herrn einen Altar.“ Der Senator aus Oklahoma betonte: „Hebron liegt im Westjordanland. An diesem Ort erschien Gott Abraham und sagte: Ich gebe dir dieses Land.“ Daraus zog Inhofe folgenden verblüffenden Schluss: „Dies ist keineswegs ein politischer Kampf. Dies ist ein Kampf, in dem es darum geht, ob das Wort Gottes wahr ist oder nicht.“25 

Grundlegend für diese Ausprägung des Evangelismus ist der Glaube, dass Gott die amerikanische Lebensart befürwortet. In seiner Rede zur Lage der Nation erklärte Bush im Jahr 2002: „Die Freiheit, die wir so schätzen, ist nicht etwa Amerikas Geschenk an die Welt. Es ist Gottes Geschenk an die Menschheit.“ Nach Bushs Ansicht hat kein Land das Recht, das himmlische Geschenk des „demokratischen Kapitalismus“ abzulehnen. „Nichts geschieht zufällig,“ sagte Bush beim National Prayer Breakfast 2003, „es ist vielmehr die Hand eines gerechten und treuen Gottes“, die alle Ereignisse bestimmt. Bush versicherte den Amerikanern, dass sie „der Vorsehung vertrauen können, selbst wenn wir sie nicht verstehen.“ Bushs Meinung nach entfaltet sich in der Geschichte Gottes Wille. „Jedes Leben und die gesamte Geschichte folgen einer Widmung und erfüllen einen Zweck.“ Ausgehend von einer auf Vorhersehung beruhenden Weltanschauung haben die Mitglieder der Regierung die jüngsten Ereignisse der Geschichte als himmlische Zeichen interpretiert, dass Gott Präsident Bush dazu bestimmt hat, Amerika in der letzten Stunde Seines göttlichen Plans zu führen.


Regierungsmitglieder deuteten auch die Anschläge auf das World Trade Center und das Pentagon als Zeichen, dass Gott Bush erwählt hat, einen Kreuzzug gegen das Böse zu führen. Wenn ihnen von Kriegsplanern Strategien und Taktiken vorgelegt werden, so haben Eingeweihte enthüllt, beten Bush und seine Kabinettsmitglieder und übersetzen den Text in Glaubensartikel. „Während die meisten Menschen meinen, Bush hätte bei der Präsidentschaftswahl 2000 nur Glück gehabt, werten der Präsident und seine engsten Vertrauten den Erfolg als weiteres Zeichen für Bushs Bestimmung zum Führer,“ schreibt Julian Borger. „Der 11. September „enthüllte“ seine Mission.“26 Bushs Redenschreiber Mike Gerson rief ihn nach seiner Rede vor dem Kongress am 20. September 2001 an und sagte: „Herr Präsident, als ich Sie im Fernsehen sah, dachte ich, Gott wollte, dass Sie dort stehen.“27 Der stellvertretende Chef des Public Liaison Office im Weißen Haus, Tim Goeglein, machte gegenüber einem religiösen Journalisten die Bemerkung: „Ich denke, Präsident Bush ist in dieser Stunde der Mann Gottes.“ Der ehemalige Vorsitzende der Christian Coalition, Ralph Reed, sagte, Gott hätte George Bush zum Präsidenten gewählt, weil „er wusste, dass George Bush die Fähigkeit hat, auf diese überzeugende Art zu führen.“ Der religiöse Führer Gary Bauer bemerkte einmal: „Ein Mann Gottes sitzt im Weißen Haus.“ Die xxx Kursiv Time xxx Ende berichtete: „Im privaten Kreis hat Bush sogar einmal davon gesprochen, von Gottes Gnaden auserwählt zu sein.“ Als er noch Gouverneur in Texas war, rief Bush den Fernsehprediger James Robinson aus Fort Worth an und sagte ihm: „Ich habe den Ruf vernommen. Ich glaube, Gott will, dass ich für das Amt des Präsidenten kandidiere.“28

David Frum, der Redenschreiber, der den Ausdruck „Achse des Bösen“ geprägt hat, hat das Ausmaß des Fundamentalismus in der Bush-Regierung in seinem Buch xxx Kursiv The Right Man xxx Ende enthüllt. Laut Frum streben Bush und seine Berater danach, aus jedem ihrer Angriffsziele einen Feind zu machen, der mit Reagans Reich des Bösen vergleichbar ist, ein Konstrukt, das in religiösen Metaphern verankert ist. Als im Jahr 2002 die Rede zur Lage der Nation vorbereitet wurde, trat Gerson an Frum heran und forderte ihn heraus, „den besten Grund für einen Angriff auf den Irak in einem oder zwei Sätzen zusammenzufassen.“ Frum dachte sich damals den Begriff „Achse des Hasses“ aus, von dem er fand, dass er „die verhängnisvollen, wenn auch unzureichend untersuchten Verbindungen zwischen dem Irak und dem Terrorismus beschreibt.“ Gerson tauschte „Hass“ gegen „Böse“ aus, weil der Slogan dadurch „theologischer“ klang. In einem Interview mit Julian Borger sagte Frum: „Es war die Art Sprache, derer sich Bush bediente.“29
General Karl Rove

Im Lafayette Park wurde eine Diskette gefunden, auf der folgender Rat von Bushs oberstem Berater Karl Rove an seine Kollegen gespeichert war: „Konzentrieren Sie sich auf den Krieg.“ Als die republikanische Partei im Winter 2002 in Austin, Texas, zusammen kam, forderte Rove die Anwesenden auf, den Krieg in Afghanistan politisch zu verwerten. Roves enthüllte Marschordnung bestätigt den Verdacht, den kritische Beobachter seit langem hegten: Rove ist der Architekt des politischen Aspekts der Kriegsstrategie. Obwohl das Weiße Haus bestrebt war, den Anschein zu erwecken, dass Rove von seiner Rolle als Berater für Außenpolitik Abstand nimmt und keinerlei Einfluss auf militärische Entscheidungen ausübt, wird er noch immer „General Rove“ genannt. Karl Rove ist sich bewusst, dass die Amerikaner denken, die Republikaner kümmerten sich mehr um Fragen der nationalen Verteidigung, und bläut den Parteitreuen die militärische Leistungsfähigkeit der Republikaner ein.


Inzwischen ist Rove stark in Bushs Nahostpolitik involviert. Als man im Weißen Haus darüber nachdachte, Druck auf den Kongress auszuüben, damit dieser nicht zugunsten Israels über eine Resolution abstimmte, überzeugte Rove das Weiße Haus, dies nicht zu tun. Rove sorgte dafür, dass Sharon von Bush als „Mann des Friedens“ bezeichnet wird, und Rove war es auch, der Wolfowitz veranlasste, im April 2002 bei einem medienwirksamen Treffen Partei für Israel zu ergreifen, als ängstliche konservative Christen und Juden in der republikanischen Partei sich über Bushs Haltung im israelisch-palästinensischen Konflikt enttäuscht zeigten, die vor allem Powells beunruhigender Sorge wegen einer Friedensschließung zwischen den beiden Völkern zugeschrieben wird.30

Rove zeichnet außerdem verantwortlich für das Image Bushs, denn er leitet die drei wichtigsten PR-Büros im Weißen Haus: das Office of Political Affairs, das Umfragen durchführt und Testgruppen befragt, um Strategien für die Formulierung von Botschaften zu entwickeln; das Office of Public Liaison, das Bushs Prioritäten in den Wahlkreisen und öffentlichen Interessengruppen fördert; und das Office of Strategic Initiatives, das die Planung und die Umsetzung der umfassenden Strategie zur Erfüllung von Bushs Plänen koordiniert. Rove entschied zum Beispiel, dass Bush seine Rede zur Lage der Nation am 11. September auf Ellis Island mit der hell erleuchteten Freiheitsstatue im Hintergrund hielt. Es war auch Rove, der die Landung des Präsidenten auf einem Flugzeugträger organisierte, bei der ein Schild das Ende des Irakkriegs verkündete: „Mission Accomplished“ (Mission erfüllt). Und es war Rove, der behauptete, Bush wäre in den Tagen nach dem 11. September verschwunden, weil das Flugzeug des Präsidenten, die Air Force One, angegriffen worden sei. Rove war es auch, der die Debatte um den Irak zeitlich auf den Herbst 2002 legte, um den Republikanern dadurch einen Vorteil zu verschaffen, dass die Wähler von Bushs innenpolitischem Versagen abgelenkt wurden.


Eine etwas wagemutigere PR-Aktion des Weißen Hauses war der Film xxx Kursiv DC 9/11 xxx Ende, der zur besten Sendezeit vom Kabelkanal Showtime ausgestrahlt wurde. Bush wurde darin nicht als der Mann dargestellt, der unberührt vor einer Schulklasse sitzt, nachdem ihm mitgeteilt wurde, dass ein Verkehrsflugzeug in den Südturm des World Trade Center gerast ist, oder als der verwirrte Präsident, der in einem unterirdischen Bunker in Nebraska versteckt werden musste, um ihm in einem Crashkurs beizubringen, wie man sich im Angriffsfall als Präsident verhält, sondern viel mehr als Cowboy, der die Sache in die Hand nimmt. „Wenn so ein angeberischer Terrorist mich will, sagt ihm, er soll nur kommen und mich holen“, brüllt der Schauspieler Timothy Bottoms, der Bush spielt. „Ich werde zu Hause sein und auf den Dreckskerl warten,“ worauf ein Geheimdienstmitarbeiter antwortet: „Aber Herr Präsident...“, nur um gleich wieder von Bush unterbrochen zu werden: „Versuchen Sie es mal mit „Oberbefehlshaber“. Und mein Befehl lautet: Bringen Sie den Präsidenten nach Hause!“ Lionel Chetwynd, ein enger Vertrauter Bushs, schrieb das Drehbuch zu xxx Kursiv DC 9/11, xxx Ende, führte Regie, und arbeitete bei der Produktion der „Dokumentation“ eng mit Rove zusammen. Chetwynd, der Gründer des Wednesday Morning Club, einer Organisation konservativer Befürworter Bushs in Hollywood, ist Mitglied des Ausschusses des Weißen Hauses für Kunst und Geisteswissenschaften.

Regimewechsel und der Hässliche Amerikaner

Inzwischen ist der Regimewechsel zur zentralen Lehre von Bushs Außenpolitik geworden, und eine aggressive Interventionsdoktrin nimmt immer deutlicher Gestalt an. Der Präsident widmet sich ganz der Umsetzung der Doktrin vom „hässlichen Amerikaner“, die er doch bei der Debatte an der Wake Forest University im Oktober 2002 verurteilt hatte. Die Bush-Doktrin beinhaltet drei grundlegende Prinzipien, die vom PNAC folgendermaßen umrissen werden:

•
Die USA müssen in der Lage sein, gegen jedes Land, das als Bedrohung empfunden wird, Präemptivschläge zu führen. In seiner Rede zur Lage der Nation im Jahr 2002 argumentierte Bush, dass Amerika genau wie seine „Feinde die gesamte Welt als Schlachtfeld betrachten müsse.“

•
Die USA müssen Regimewechsel aktiv herbeiführen. Die Amerikaner müssen sich der Aufgabe widmen, Nationen in ihrem Sinn aufzubauen. Länder, in denen Interventionen geplant sind, sind „Schurkenstaaten“ und ihre „terroristischen Verbündeten [...] bewaffnen sich, um den Frieden der Erde zu bedrohen.“

•
Die USA müssen liberal-demokratische Prinzipien in der ganzen Welt fördern. PNAC schrieb am 30. Januar 2003 in einer Mitteilung an Meinungsführer: „Weil die USA in dieser Welt ein „höheres Ziel“ – einen höheren Zweck – verfolgen, sieht Bush Krieg nicht als bloße Gefahr, sondern auch als Chance, amerikanische politische Prinzipien vor allem in der muslimischen Welt, zu verbreiten.“

Die Hinwendung der USA zu einem erneuerten Imperialismus verdanken wir Scoop Jacksons Protegés. Seit dem Niedergang der Sowjetunion glauben Mitglieder der DPB-PNAC-Clique, das sie das Recht auf eine politische Chance wie die von 1949 haben, als Vereinbarungen von Eliten, nämlich dem Nationalen Sicherheitsrat, Bretton Woods und der NATO, die Welt nach dem Zweiten Weltkrieg formten.31 Seit Jahren stehen der Einmarsch in den Irak und seine Besetzung im Zentrum ihres Entwurfs einer Polyarchie. Die Neokonservativen rechnen sich aus, dass wenn die USA den Irak zwingen können, ein „demokratisches Signal“ in der Region zu setzen, auch die anderen Länder des Mittleren Osten diesem Beispiel folgen und ein „demokratisches Erdbeben“ auslösen würden. Demokratien in Syrien, im Iran und anderen Ländern des Mittleren Ostens werden die Wut auf Amerika mildern und die Bedingungen für die Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts schaffen, was zum Anbruch eines neuen Zeitalters des Friedens und der marktwirtschaftlichen Entwicklung in der Region führen wird. Die Präemptivschlagsdoktrin dient als ideologischer Vorwand für eine Außenpolitik, die mit militärischen Mitteln bestritten wird. Ein ganzes Volk in den Kontext des „globalen Terrorismus“ zu stellen und Beweise für die Existenz von „Massenvernichtungswaffen“ zu konstruieren sind Taktiken, die potentiell jedes Land verteufeln können, das den nationalen Interessen im Weg stehen könnte. Jetzt, da die USA die einzige Supermacht der Welt sind, fühlt man sich in Washington beim Einsatz militärischer Mittel in der Außenpolitik sicherer.


Warum aber stehen die Amerikaner hinter diesem Präsidenten und seiner Politik? Sicherlich erklärt die von Amerikanern in Meinungsumfragen angegebene Religiosität eine Menge. Aus einer neuen Umfrage des Gallup-Instituts geht hervor, dass 41% der Amerikaner zu den „wiedergeborenen Christen“ gehören. Bei 74% von ihnen genießt Bush hohes Ansehen. Im Streit zwischen Christentum und Islam nehmen die Juden eine mittlere Position ein. Christen glauben heute, dass Jesus sterben musste, um Gotts Pläne für die Erde zu erfüllen, und dass die Juden eine Heimat finden müssen, bevor Christus zurückkehren kann. Der Aufschwung dieser Art von christlichem Fundamentalismus erklärt fast sicher viel der Unterstützung, die Bush von den Amerikanern erfährt. Die Gläubigen werden wahrscheinlich mit dem Präsidenten und seinen Beratern darin übereinstimmen, dass er von Gott auserwählt wurde, um Israel zu schützen und den Islam zurück zu drängen.

Ein weiterer Grund liegt in der Unwissenheit der Amerikaner, was die grundlegendsten Fakten über den offiziellen Staatsfeind angeht. Fast 50% der Amerikaner glauben, dass Saddam Hussein zu dem terroristischen Netzwerk gehört, das die USA am 11. September 2001 angriff. Laut einer Umfrage, die Steve Kull, Analytiker für das Programm zur Untersuchung der Haltung gegenüber Außenpolitik an der Universität Maryland durchgeführt hat, glaubt ein Drittel der Amerikaner, dass die US-Truppen im Irak Massenvernichtungswaffen gefunden hätten. 22% glauben, dass Saddam in den jüngsten Konflikten tatsächlich biologische und chemische Waffen xxx Kursiv eingesetzt xxx Ende hat. Dabei ist nicht eine einzige Massenvernichtungswaffe gefunden oder eingesetzt worden. 50% der Amerikaner glauben, unter den Flugzeugentführern seien Iraker gewesen, und laut einer weiteren Umfrage wissen nur 17%, dass keiner der Flugzeugentführer aus dem Irak stammte. Tatsächlich stammte keiner der Entführer aus dem Irak.


Aber die eigentliche Ursache für die kollektive Bereitschaft der Amerikaner, der Regierungspropaganda Glauben zu schenken, sind die überwältigende Angst und der Fatalismus, die ein Ergebnis des 11. September sind, sowie die erfolgreichen Bemühungen der Regierung, den Menschen die Angst vor willkürlichem Terror einzuimpfen. Wann immer das Weiße Haus mehr Unterstützung für seine Politik und Gesetzgebung benötigt, werden Terrorwarnungen herausgegeben. Bei medienwirksamen Ereignissen warnt der Präsident die Amerikaner regelmäßig: „Der Feind ist verwundet, aber er verfügt über Reserven und Männer und ist noch immer gefährlich. Wir können uns keinen Augenblick der Selbstgefälligkeit leisten.“ Die „Diener des Bösen, die die Anschläge geplant haben,“ sind überall und lauern hinter Bäumen und unter Gebäuden. Angst ist wie eine Droge, die Menschen in willige Marionetten verwandelt. Die Amerikaner, terrorisiert von ihrer Regierung, sind in Passivität verfallen, während das Bush-Regime den Polizeistaat im Inland durch Maßnahmen wie die Patriot Acts32 ausweitet und in zwei Länder einmarschiert ist und diese besetzt hat. Der Präsident und seine Truppen haben jede Gelegenheit wahrgenommen, ihre politischen Ziele mit dem 11. September zu rechtfertigen. Tragischerweise haben die Amerikaner nur wenig getan, um dem Widerstand zu leisten. Mehr Fortschrittliche könne  darauf hoffen, dass in den kommenden Wochen und Monaten neue Fakten die wahren Motive der Bush Regierung erkennen lassen; die Amerikaner werden begreifen, dass Bushs Aussenpolitik täglich eine gefährlichere Welt befördert.

Anmerkungen

� Anspielung auf den Roman The Ugly American, von W.J. Lederer und E. Burdick, New York: Norton & Co. 1958. Im Vorwort schreiben die Autoren, das Buch sei wie ein Roman geschrieben, beruhe aber auf Fakten. Die Dinge seien wirklich so geschehen, nicht nur in Asien, sondern überall in den 59 Ländern, in denen zwei Millionen amerikanische Soldaten stationiert seien (Anm. d. Übers.)





1 Das Zentralkommando der US-Armee veröffentlicht Mitteilungen über Verletzte nur, wenn es auch Tote gegeben hat. Die Zahl der Verwundeten ist also mit Sicherheit weitaus höher.


2 Clarke, Richard A. (2004): Against All Enemies: Inside America’s War on Terrorism, Free Press, Ort.


3 Heinberg, Richard (2003): The Party’s Over: Oil, War and the Fate of Industrial Societies, Gabriola Island, BC, Canada, New Society Publishers.


4 Der angestrebte Streckenverlauf führt durch die Türkei zum Mittelmeer und durch Afghanistan nach Pakistan, um so Russland, Aserbaidschan und den Iran zu umgehen.


5 Um diese Ziele zu verfolgen, zog die Industrie einige bekannte Politiker heran. Zbigniew Brzezinski, ehemaliger Sicherheitsberater unter Präsident Carter, war als Berater für Amoco tätig, Bushs Vizepräsident Cheney beriet Halliburton, Henry Kissinger, ehemaliger Außenminister unter den Präsidenten Nixon und Ford, sowie Robert Oakley, ehemaliges Mitglied der Antiterrorabteilung des Außenministeriums, arbeiteten für Unocal.


6 Diese Aussagen sind einer Unocal�Erklärung vom 21. August 1998 entnommen. In einer Pressemitteilung vom 14. September 2001 hieß es: „Das Unternehmen unterstützt die Taliban in Afghanistan in keiner Weise, noch plant es ein Projekt oder eine Beteiligung in Afghanistan.“


7 Khalilzad saß als Chef des Übergangsteams Bush – Cheney im Verteidigungsministerium und war Berater des Verteidigungsministers Donald Rumsfeld. Er arbeitete unter George Bush Senior im Verteidigungsministerium als Unterstaatssekretär für politische Planung. Davor arbeitete er von 1985 bis 1989 unter Reagan im Außenministerium, wo er das Weiße Haus hinsichtlich des irakisch-iranischen und des sowjetisch-afghanischen Kriegs beriet.


8 The Washington Quarterly, Winter 2000.


9 Lukoil (Russland) handelte 1997 mit dem Irak einen Vertrag über mehrere Milliarden Dollar für die Erschliessung des Ölfelds im westlichen Quarna im Südirak aus. Noch 2001 führte Total Fina Elf (Frankreich) mit dem Irak Verhandlungen über die Erschließung des Majnoon-Ölfeldes an der iranischen Grenze.
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12 Zacharia, Janine (2001): Next Stop, Baghdad?, The Jerusalem Post, 12. Oktober 2001, 1B.


13 Auf der Liste der Spender des PNAC stehen die John M. Olin Foundation (Interessen an Waffen und Chemikalien; das zugehörige Institute for Strategic Studies wird von Samuel Huntington geleitet); die Sarah Scaife Foundation (Öl) und The Lynde and Harry Bradley Foundation (Reagans „Krieg der Sterne“-Projekt).


14 Obwohl das DPB als unabhängiges Beraterorgan eingesetzt wurde, ernennt Rumsfeld die Mitglieder, die Zugang zu geheimen Informationen haben, darunter der ehemalige Sprecher des Repräsentatntenhauses, Newt Gingrich; Henry Kissinger, der Außenminister unter Nixon; sowie der ehemalige Chef des CIA, Jim Woolsey. Der DPB soll Rumsfeld und Wolfowitz über den Mittelsmann Douglas Feith, ehemaliges Mitglied des Verteidigungsministeriums unter Reagan, zu Sicherheits- und Verteidigungsfragen beraten.


15 Time Magazine, 27. Januar 2003.


16 Glick, Caroline (2002): A Return to Jacksonian Zionism, The Jerusalem Post, 22. November 2002, 1A.


17 Wegen Interessenkonflikten musste Perle zurücktreten. Dennoch blieb er bis zum Frühling 2004 Mitglied des DPB. Er gab seinen Posten auf, weil er, wie er sagte, den Wahlkampf des Präsidenten nicht mit seinen provokativen Ansichten belasten wollte.


18 J. Zacharia, „Next Stop, Baghdad?” op.cit.


19 Slevin, Peter; Frankel, Glenn (2002): If US Wants to Engage, Analysts see Many Options, The Washington Post, 31. März 2003, A17.


20 Sipress, Alan (2001): Bush Assures Sharon on US Role in Talks, The Washington Post, 21. März 2001, A22.


21 So die Journalistin Janine Zacharia von der Jerusalem Post in dem Leitartikel „Next Stop, Baghdad?“, op.cit.


22 Fitzgerald, Frances (2002): Threat of War: How Hawks Captured The White House, The Guardian, 24. September 2002, 4.


23 Dine, Philip (2002): US Role as Mediator is Questioned, St. Louis Post Dispatch, 21. April 2002, A10.


24 Allen, Mike (2001): White House and Hill State Support for Israel: Lobby Meeting Draws Strong Backing, The Washington Post, 23. April 2001, A11.


25 Prominente rechts-konservative Christen, die nicht der Regierung angehören, zum Beispiel Jerry Falwell, Pat Robertson, Oral Roberts, Ralph Reed und andere, sowie Organisationen wie die National Unity Coalition for Israel haben sich entschieden gegen die Gründung eines palästinensischen Staates ausgesprochen. 1997 starteten diese Gruppen eine umfassende PR-Kampagne und veröffentlichten in der New York Times eine Anzeige mit dem Text: „Christen fordern ein vereintes Jerusalem.“ Israel hat der Anzeige zufolge einen gottgegebenen Anspruch auf Jerusalem.


26 Borger, Julian (2003): How I Created the Axis of Evil, The Guardian, 28. Januar 2003, 6.


27 Caldwell, Deborah (2003): Does the President Believe he has a Divine Mandate? The Times Union, 16. Februar 2003.


28 Latham, Aaron (2000): How George W. Found God, George Magazine, September 2000.


29 Borger, How I Created the Axis of Evil, op.cit.


30 Im Verlauf von Bushs erster Legislaturperiode ist Rove zu der Überzeugung gelangt, dass Powell außerhalb des Einflussbereichs des Weißen Hauses agiert, und dass der Außenminister dies als Auftrag betrachtet. Privat zog Rove Powell damit auf: „Wissen Sie, das hier ist auf Dauer, ich bin verantwortlich, und hier geht es um Politik, und ich werde das mörderische politische Spiel gewinnen.“


31 Dieses Argument reflektiert mehrere Probleme, die Joseph Cirincione vom Carnegie International Institute for Strategic Studies bei einem Interview mit National Public Radio am 28. Januar 2003 formulierte.


32 Abkürzung für „United and Strengthening America by Providing Appropriate Tools Required to Intercept and Obstruct Terrorism“ (Amerika gemeinsam stärken durch die Bereitstellung der geeigneten Mittel für die Aufdeckung und Verhinderung von Terrorismus).
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